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Vorwort zur 13. Auflage

Das vorliegende Buch wendet sich an Studierende und andere Juristen, die 
Kenntnisse im Gesellschaftsrecht erwerben wollen (aber wohl nur an solche, 
die an vertieften Kenntnissen interessiert sind). Es beruht auf vielfältigen Leh-
rerfahrungen und damit letztlich auch auf Anregungen und Kritik. Beides ist 
nach wie vor hoch willkommen (muellerh@uni-trier.de).

Meine akademische Lehrerin Barbara Grunewald hat das Werk begründet 
und lange Jahre erfolgreich als Alleinautorin fortgeführt, die Vorauflage haben 
wir gemeinsam bearbeitet. Die aktuelle Überarbeitung, die den Text auf den 
Stand vom Dezember 2025 bringt, hat sie ganz in meine Hände gelegt. Für 
dieses Vertrauen bin ich ihr sehr dankbar.

Zu Dank verpflichtet bin ich auch meinem Lehrstuhl-Team, insbesondere 
dem wissenschaftlichen Mitarbeiter Felix Schreivogel, den studentischen Hilfs-
kräften Victoria Scherer und Hong Duyen Vu sowie der Sekretärin Sabine 
Hemmerling, für die vielfältige Hilfe beim Erstellen des Manuskripts.

Trier, im Dezember 2025	 Hans-Friedrich Müller
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Einführung

1. Das Gesellschaftsrecht als Teil der Rechtsordnung

1Das Gesellschaftsrecht ist das Recht der Gesellschaft bürgerlichen Rechts, der 
Offenen Handelsgesellschaft, der Kommanditgesellschaft, der Stillen Gesell-
schaft, der Partnerschaftsgesellschaft, der Europäischen Wirtschaftlichen Inter-
essenvereinigung, des Vereins, der Aktiengesellschaft, der Europäischen Ak
tiengesellschaft, der Kommanditgesellschaft auf Aktien, der Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, der eingetragenen Genossenschaft, der Europäischen Ge- 
nossenschaft und des Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit. Diese Rechts-
materie wird unter dem Begriff Gesellschaftsrecht zusammengefasst, weil alle 
diese Rechtsformen privatrechtliche Organisationen darstellen, die durch 
Rechtsgeschäft mit einem bestimmten Zweck begründet werden. Daher finden 
sich auch zahlreiche Fragestellungen, die in einer dieser Rechtsformen auftre-
ten, in den anderen wieder. Das rechtfertigt die Zusammenfassung zu einem 
einheitlichen Rechtsgebiet, eben dem Gesellschaftsrecht. Soweit weitere Rechts-
formen für vergleichbare privatrechtliche Organisationen entwickelt werden, 
gehören auch diese Rechtsformen zum Gesellschaftsrecht.

2Das Gesellschaftsrecht ist damit von den von ihm behandelten Objekten her 
definiert, eben den privatrechtlichen Organisationen, die alle durch Rechtsge-
schäft mit einem bestimmten Zweck begründet werden1. Das Gesellschafts-
recht ist das Recht, das speziell für diese Einheiten gilt. Es befasst sich z. B. mit 
der Frage, wie die genannten Organisationen verfasst sind oder sein dürfen, wie 
sie die Rechtsfähigkeit erlangen, wer für sie handelt und wer haftet. Dies zeigt, 
dass das Gesellschaftsrecht sowohl Rechtsmaterien des Allgemeinen Teils des 
BGB wie auch des Schuldrechts umfasst. Die BGB-Gesellschaft ist daher auf-
bauend auf diesen Regelungsbereichen im Besonderen Teil des Schuldrechts des 
BGB geregelt und auf diese Regeln für die BGB-Gesellschaft verweisen wiede-
rum die Bestimmungen für OHG und KG (§ 105 Abs. 3, § 161 Abs. 2 HGB). 
Der Verein ist, weil man die Frage der Erlangung der Rechtsfähigkeit für ent-
scheidend hielt, im Allgemeinen Teil des BGB eingeordnet. Das Recht der ande-
ren juristischen Personen greift bisweilen auf diese Regelungen für den rechts-
fähigen Verein zurück. Nicht zum Gesellschaftsrecht gehört das Recht der Stif-
tung2. Die Stiftung hat keine Mitglieder oder Gesellschafter. Das hat zur Folge, 

1  Siehe die Definition bei Windbichler/Bachmann § 1 Rdz. 1; Schäfer § 2 Rdz. 1.
2  Ebenso Schäfer § 2 Rdz. 1; Karsten Schmidt § 1 I 1 c).
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dass sich bei ihr wiederum andere Fragestellungen als bei den genannten privat-
rechtlichen Organisationsformen ergeben.

2. Gang der Darstellung

	 3 Die einheitliche Darstellung des Rechts der genannten privatrechtlichen Orga-
nisationen rechtfertigt sich aus der aufgezeigten Ähnlichkeit der Fragestellun-
gen, die zum Teil dazu geführt hat, dass für mehrere Rechtsformen eine einheit-
liche Lösung gilt, zum Teil aber auch je nach Rechtsform ganz unterschiedliche 
Lösungen hervorgebracht hat. Eine Darstellung der Rechtsmaterie des Gesell-
schaftsrechts, die vom Problem (etwa wie kann ein hinreichender Schutz der 
Gläubiger der Gesellschaften erreicht werden oder wie kann ein Gesellschafter 
vor dem Entzug von Rechten, die für ihn essentiell sind, bewahrt werden?) 
ausgeht und die Palette der in unserer Rechtsordnung entwickelten Lösungen 
aufzeigt, ist daher sehr reizvoll. Sie würde das Gemeinsame des Gesellschafts-
rechts (die Fragestellungen) und die Vielfalt dieses Rechtsgebietes (die jeweili-
gen Antworten) aufzeigen. Nicht zu erreichen ist aber auf diese Weise eine auch 
nur einigermaßen komplette und übersichtliche Darstellung des Gesellschafts-
rechts und auch nicht eine Schilderung, die dem Gedankengang des Gesetzes 
Rechnung trägt, das von einer Rechtsform zur anderen fortschreitet und viel-
fach die Regelungen der nächsten Rechtsform auf die zuvor getroffenen auf-
baut. Im Folgenden wird ein Zwischenweg beschritten: In den ersten beiden 
Teilen werden die einzelnen Gesellschaftsformen, je für sich, aber aufeinander 
aufbauend geschildert. Nach knappen Ausführungen zu Auslandsgesellschaften 
in Deutschland und deutschen Gesellschaften im Ausland im dritten Teil wer-
den im vierten Teil einige Grundfragen des Gesellschaftsrechts dargestellt und 
unter Rückgriff auf die in den ersten beiden Teilen geschilderten Lösungen die 
Antworten aufgezeigt, die die Rechtsordnung für diese Fragen bereithält. Nicht 
behandelt werden das Konzernrecht und das Umwandlungsrecht, da dies den 
Rahmen dieses Lehrbuches sprengen würde.



Erster Teil:

Personengesellschaften

1Personengesellschaften sind die BGB-Gesellschaft, die OHG, die KG, die Stille 
Gesellschaft, die Partnerschaftsgesellschaft und die Europäische Wirtschaftli-
che Interessenvereinigung. Man nennt diese Gesellschaften Personengesell-
schaften, weil nach der Idee des Gesetzes in diesen Gesellschaftsformen die 
Person des Gesellschafters für seine Rechte und Pflichten maßgebend ist1. Dies 
zeigt sich etwa daran, dass die Mitgliedschaft oftmals nach der – dispositiven – 
gesetzlichen Regel ohne Zustimmung der anderen Gesellschafter nicht über-
tragbar und vererblich ist2 und auch daran, dass die Gesellschafter nach der 
gesetzlichen Regel meist persönlich für die Schulden der Gesellschaft haften3. 
Vielfach führen sie die Geschäfte der Gesellschaft auch selbst4. Die Willensbil-
dung erfolgt nach dem Einstimmigkeitsprinzip5.

2Diese Kriterien sind bei manchen Personengesellschaften vollständig erfüllt 
(OHG6), bei manchen nur zum Teil (s. etwa § 8 Abs. 4 PartGG für die Partner-
schaft mit beschränkter Berufshaftung). Einzelne liegen bisweilen auch bei Kör-
perschaften vor (bei der KGaA haftet etwa der Komplementär unbeschränkt 
persönlich für die Gesellschaftsschulden und er führt die Geschäfte der Gesell-
schaft, § 278 Abs. 1, 2 AktG; bei der Genossenschaft bestehen Vorstand und 
Aufsichtsrat aus Genossen, § 9 Abs. 2 S. 1 GenG).

3In der Realität können Personengesellschaften ganz anders aussehen, als sie 
nach den genannten typischen Merkmalen für Personengesellschaften eigent-
lich aussehen müssten. Gleichwohl heißen alle Gesellschaften in den genannten 
Gesellschaftsformen stets Personengesellschaften, unabhängig davon, ob bei 
ihnen die Person der Gesellschafter – sei es auch nur in der Mehrzahl der Fälle – 
im Vordergrund steht oder nicht. Die Klassifikation erfolgt also nach der ge-
setzlichen Idee, nicht nach der jeweiligen Ausprägung einer bestimmten Gesell-
schaft. Daher wird auch eine personalistisch strukturierte GmbH nie zur Per
sonengesellschaft, während andererseits eine kapitalistisch strukturierte 
Kommanditgesellschaft Personengesellschaft bleibt.

1  Saenger Rdz. 12; Windbichler/Bachmann § 2 Rdz. 44.
2  § 711 Abs. 1 BGB, § 130 Abs. 1 Nr. 1 HGB, § 9 Abs. 4 PartGG.
3  § 721 BGB, §§ 126, 171 HGB; zur Haftung in der BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 108 ff.; zur 
Haftung in der Partnerschaftsgesellschaft § 5 Rdz. 9 f.; zur Haftung in der Europäischen Wirt-
schaftlichen Interessenvereinigung unten § 6 Rdz. 6.
4  §§ 715, 720 BGB, §§ 116, 124 HGB, §§ 6 Abs. 3, 7 Abs. 3 PartGG.
5  § 714 BGB, § 109 Abs. 1, Abs. 3 HGB, § 6 Abs. 2 PartGG.
6  Zur Geschäftsführung und Vertretung sind die Gesellschafter je für sich berechtigt und 
verpflichtet, §§ 116 Abs. 1, Abs. 3, 124 Abs. 1 HGB.



§ 1 Die BGB-Gesellschaft

I. Begriffsbestimmung

	 1 § 705 Abs. 1 BGB umschreibt den Inhalt des Gesellschaftsvertrages einer 
BGB-Gesellschaft und versucht damit eine Definition dieser Gesellschaft. Nach 
dieser Norm verpflichten sich die Gesellschafter durch den Gesellschaftsvertrag 
gegenseitig, die Erreichung eines gemeinsamen Zwecks in der durch den Ver-
trag bestimmten Weise zu fördern. Damit kommt zum Ausdruck, dass unab-
dingbare Voraussetzung für das Vorliegen einer BGB-Gesellschaft ein Vertrag 
ist, der auf einen gemeinsamen Zweck gerichtet ist, und dass die Gesellschafter 
zur Förderung dieses Zwecks verpflichtet sind.

	 2 a) Die BGB-Gesellschaft entsteht, wie jede andere Gesellschaft auch, durch 
Vertrag. BGB-Gesellschaften, die auf einer staatlichen Anordnung beruhen, gibt 
es nicht, wären aber durchaus denkbar. Denn auch sonst besteht bisweilen eine 
Pflicht zum Vertragsabschluss (sog. Kontrahierungszwang). Ein Vertrag setzt 
die Existenz zweier Vertragspartner voraus. Dies gilt auch für die BGB-Gesell-
schaft, da § 705 Abs. 1 BGB von der Verpflichtung mehrerer Gesellschafter 
spricht1. § 1 GmbHG, § 2 AktG normieren für GmbH und AG die Möglichkeit, 
den Gesellschaftsvertrag auch durch nur eine Person zu schließen, für die Per-
sonengesellschaften gilt das nicht. In der Praxis hat sich allerdings gezeigt, dass 
durchaus ein Bedürfnis für Einmann-Personengesellschaften bestehen kann. 
Das gilt insbesondere in den Fällen, in denen bei einer nur aus zwei Personen 
bestehenden Gesellschaft ein Gesellschafter den anderen beerbt, zugleich aber 
Testamentsvollstreckung oder Vor- und Nacherbschaft angeordnet ist2. In sol-
chen Situationen ist es sinnvoll, den ererbten und den schon ursprünglich eige-
nen Anteil getrennt zu halten, um die mit dem Erbe verbundenen Belastungen 
(Testamentsvollstreckung, Vor- und Nacherbschaft) auf den ererbten Teil be-
schränken zu können3. Zumindest in diesen Fällen sollte daher auch eine Ein-
mann-Personengesellschaft möglich sein4.

1  Siehe Begr. zum Regierungsentwurf MoPeG, BT‑Drucksache 19/27635 S. 125; Wertenbruch 
ZPG 2023, 1, 2 f.; siehe auch § 712a Abs. 1 BGB.
2  Siehe die Fälle BGH NJW 1986, 2431; BGH NJW 1996, 1284, 1285.
3  Dies gilt natürlich auch in den Fällen, in denen noch weitere Personen Gesellschafter sind 
und daher die Problematik der Einmann-Personengesellschaft nicht auftritt.
4  Zu weitergehenden Ansätzen Kießling, FS Hadding, 2004, S. 477, 493; Weimar ZIP 1997, 
1769; ablehnend OLG Schleswig ZIP 2006, 615, 617; Armbrüster ZGR 2014, 333, 345; Ul-
mer ZHR 167 (2003) 103.
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	 3Der Vertrag muss nicht ausdrücklich geschlossen werden. Da das Gesetz kei-
ne Form vorsieht, kann er auch stillschweigend oder konkludent zustande 
kommen. Das hat zur Folge, dass Rechtsprechung und Literatur vielfach einen 
Vertragsschluss auch dann bejaht haben, wenn zwar das Regelungssystem der 
§§ 705 ff. BGB angemessen erscheint, der Wille der Parteien aber jedenfalls 
nicht eindeutig auf den Abschluss eines Gesellschaftsvertrages gerichtet ist. Dies 
ist besonders deutlich bei Gesellschaftsverträgen, die zwischen verheirateten 
oder nicht verheirateten Paaren angenommen werden.

	 4In dem Fall BGH NJW 2013, 2187 hatte der Kläger 10 Jahre mit der Beklagten in einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft zusammengelebt. In dieser Zeit leistete der Kläger 
Ratenzahlungen auf einen Kredit zur Finanzierung des gemeinsam bewohnten Haus der 
Beklagten und erbrachte Renovierungsarbeiten, deren Wert umstritten ist. Der Kläger 
fordert für diese Leistungen eine Abfindung. Der BGH hat einen Ausgleichsanspruch 
nach den Vorschriften für die Gesellschaft bürgerlichen Rechts verneint. Eine rein fakti-
sche Willensübereinstimmung reiche für die Annahme, es liege eine Gesellschaft bürger-
lichen Rechts vor, nicht aus. Die Anwendung gesellschaftsrechtlicher Regeln komme nur 
in Frage, wenn die Partner die Absicht hätten, einen Wert zu schaffen, der von ihnen für 
die Dauer der Partnerschaft nicht nur gemeinsam genutzt, sondern der ihnen auch ge-
meinsam gehören soll. Es müsse ein über die Verwirklichung der Lebensgemeinschaft 
hinaus gehender Zweck festgestellt werden, da es andernfalls am Rechtsbindungswillen 
fehle5. Ähnliche Abgrenzungsprobleme ergeben sich bei Ehegatten. Hier wird betont6, 
dass, sofern Ehegatten im gesetzlichen Güterstand leben, dies ein Indiz sei, das gegen das 
Vorliegen einer Gesellschaft spricht, weil der im Falle der Scheidung gebotene Vermö-
gensausgleich nach den Vorschriften über den Zugewinnausgleich erfolgen kann. Maß-
geblich sind aber letztlich immer die Umstände des Einzelfalles. So  können etwa die 
Übernahme bedeutsamer Funktionen in einem Unternehmen durch den dinglich nicht 
berechtigten Ehegatten und ein erheblicher Einsatz von finanziellen Mitteln oder der ei-
genen Arbeitskraft durch diesen auf den stillschweigenden Zusammenschluss der Ehe-
gatten zu einer Innengesellschaft hindeuten7.

	 5b) Der Vertrag muss auf einen gemeinsamen Zweck gerichtet sein. Dieser ge-
meinsame Zweck beinhaltet das für jede Gesellschaft konstitutive Kriterium 
und unterscheidet Gesellschaftsverträge von reinen Austauschverträgen. Von 
der Grundidee her ist die Unterscheidung zwischen Austausch- und Gesell-
schaftsverträgen also klar. Während der Austauschvertrag von einem Interes-
sengegensatz ausgeht, steht im Gesellschaftsrecht die Gemeinsamkeit der Inter-
essenwahrung im Vordergrund. Es geht um die Verwirklichung eines gemeinsa-
men Zwecks, nicht um die Erbringung wechselseitiger Leistungen8. Im Einzelfall 
ist die Abgrenzung aber schwierig. Fest steht mittlerweile, dass eine Gesellschaft 
auch vorliegen kann, wenn eine Beteiligung am Erfolg der Gesellschaft nicht für 

5  Stattdessen werden Ansprüche nach § 313 BGB erwogen; so auch BGH NJW 2011, 2880, 
dort auch zu Ansprüchen nach § 812 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 BGB.
6  BGH NJW 2006, 1268, dazu Haußleiter NJW 2006, 2741; KG NJW 2017, 3246.
7  BGH NJW 2024, 1813; eine Ehegatteninnengesellschaft lag vor in BGH NZG 2016, 547: 
gemeinsame Tierzucht; zum Ganzen Wellenhofer NZFam 2024, 337.
8  Siehe Lutter AcP 180 (1980) 85, 91 f.; Wiedemann/Schultz ZIP 1999, 1, 2 ff.
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jeden Gesellschafter vorgesehen ist9. Dies leuchtet auch ein, da mit der Annah-
me einer Gesellschaft über die Anwendbarkeit eines bestimmten Normenbe-
standes (§§ 705 ff. BGB) entschieden wird und dieser bei gemeinsamer Interes-
senverfolgung auch dann eine sinnvolle Regelung bereithält, wenn nicht jeder 
Gesellschafter am Gewinn beteiligt ist. Diese Kriterien müssen auch herangezo-
gen werden, wenn es um die Abgrenzung von Gesellschaftsverträgen zu sog. 
partiarischen Rechtsgeschäften, also zu Rechtsgeschäften, bei denen die Gegen-
leistung (auch) in einer Gewinnbeteiligung besteht (häufig bei Darlehen), geht10.

	 6 In dem Fall BGH NJW 1990, 573 hatten die Parteien vereinbart, dass der spätere Kläger 
Eigentumswohnungen veräußern sollte, die der Beklagte planen und errichten sollte. Der 
nach Abzug der Leistungsvergütungen verbleibende Gewinn sollte hälftig geteilt werden. 
Für Verfügungen über das Baukonto durch den Kläger war die Zustimmung des Beklag-
ten erforderlich. Gewinnentnahmen waren nach 50 %igem Verkaufsstand oder, wenn die 
Liquiditätslage es erlaubte, vorher zulässig. Gestritten wurde um die Frage, ob die Aus-
einandersetzung nach den Regeln der BGB-Gesellschaft zu erfolgen hatte. Der BGH hat 
dies bejaht, wobei er darauf abstellt, „ob sich die Parteien durch den Vertrag zu einem 
gemeinsamen Zweck verbunden haben und ihre schuldrechtlichen Beziehungen ein ge-
sellschaftsrechtliches Element in sich tragen, oder ob die Parteien ohne jeden gemeinsa-
men Zweck lediglich ihre eigenen Interessen verfolgen und ihre Beziehungen zueinander 
ausschließlich durch die Verschiedenheit ihrer eigenen Interessen bestimmt werden“. 
Diese Begründung ist sehr abstrakt ausgefallen. Überzeugender wäre es gewesen, wenn 
konkret gefragt worden wäre, ob die für die BGB-Gesellschaft geschaffenen Auseinan-
dersetzungsregeln die vertragliche Vereinbarung stimmig ergänzen. Insbesondere im 
Hinblick auf die für die Gewinnverteilung getroffenen Vereinbarungen war dies zu beja-
hen.

	 7 Nicht jeder Zweck kann in der Rechtsform der BGB-Gesellschaft verfolgt wer-
den. Dies ist besonders deutlich in Bezug auf das Betreiben eines Handelsgewer-
bes. Nach § 105 Abs. 1 HGB ist eine Gesellschaft, die auf diesen Zweck gerich-
tet ist, OHG und damit eben nicht BGB-Gesellschaft. Nicht möglich ist es auch, 
einen verbotenen oder sittenwidrigen Zweck zu verfolgen. Dies ergibt sich aus 
§§ 134, 138 BGB und ist eigentlich selbstverständlich11. Ansonsten kann aber 
jedem Zweck in der BGB-Gesellschaft nachgegangen werden. Es kann also so-
wohl um erwerbswirtschaftliche, wie auch um karitative oder künstlerische 
Zwecke gehen. Die BGB-Gesellschaft ist also eine vielfältig einsetzbare Gesell-
schaftsform. Dies hat zur Folge, dass sie in ganz unterschiedlichen Ausprägun-
gen in Erscheinung tritt12.

	 8 c) Dieser gemeinsame Zweck soll von den Vertragspartnern nach der ver- 
traglichen Vereinbarung gefördert werden. Wie die Förderung zu erfolgen hat, 
regelt der Gesellschaftsvertrag vielfach ausdrücklich. Dieser legt insbesondere 

9  BGH NJW 1987, 3124, 3125; Böhmer JZ 1994, 982, 989; MünchKomm-Schäfer § 705 
Rdz. 153 ff.
10  Siehe auch § 4 Rdz. 2 f.
11  Vorliegen kann eine fehlerhafte Gesellschaft, § 1 Rdz. 174.
12  § 1 Rdz. 9.
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die Beiträge fest, also dasjenige, was der Gesellschafter in das Gesellschaftsver-
mögen zu leisten hat, bzw. die Dienste oder sonstigen Leistungen – wie etwa die 
Mithaft für die Gesellschaftsschulden –, die er für die Gesellschaft zu erbringen 
hat13. Hinzu tritt eine allgemeine, oftmals nicht ausdrücklich genannte Pflicht, 
die Belange der Gesellschaft zu unterstützen, jedenfalls aber ihnen nicht zuwi-
derzuhandeln. Diese Pflicht kann unterschiedlich stark ausgeprägt sein. Übli-
cherweise wird diese allgemeine Förderpflicht als Treuepflicht bezeichnet. Sie ist 
mit jeder Gesellschafterstellung unabdingbar verbunden14.

II. Erscheinungsformen und praktische Bedeutung

	 9Es liegt auf der Hand, dass die genannten Voraussetzungen für das Vorliegen 
einer BGB-Gesellschaft von den unterschiedlichsten Gesellschaften erfüllt wer-
den. Die praktische Bedeutung ist entsprechend groß. BGB-Gesellschaften kön-
nen für unternehmerische Tätigkeiten eingesetzt werden, sofern kein Handels-
gewerbe vorliegt15. Zusammenschlüsse von Personen, die einen sog. freien Be-
ruf ausüben (Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten, Steuerberater), können ebenso 
BGB-Gesellschaft sein16 wie Bauherrengemeinschaften17, Arbeitsgemeinschaf-
ten von selbständigen Bauunternehmern zur Durchführung eines gemeinsamen 
Auftrags18, Kartelle (soweit erlaubt)19, Poolverträge zur Verwertung von Sicher-
heiten20 oder zur Deckung von Verbindlichkeiten21, Stimmrechtskonsortien22, 
Fahrgemeinschaften23, oder ein Abiturjahrgang, der eine gemeinsame Feier or-
ganisiert24. Im  Bankbereich treten Emissions-25 und Kreditkonsortien26 als 
BGB-Gesellschaften auf. Eine neue Erscheinungsform sind sog. „dezentrale au-
tonome Organisationen“ („DAO“), die auf Blockchain-Technologie basieren 

13  § 1 Rdz. 15.
14  § 1 Rdz. 19.
15  Dazu bereits oben § 1 Rdz. 7.
16  BGH NZG 2008, 777 (ärztliche Gemeinschaftspraxis); BGHZ 70, 247 (lediglich gemein-
same Praxisbenutzung); BGH NJW 2000, 1560 (Sozietät zwischen Rechtsanwalt und Steuer-
beratern); BGH NJW 2013, 2674 (Sozietät zwischen Rechtsanwalt und Arzt und Apotheker).
17  BGH NJW 2002, 1642; BGH ZIP 2005, 1455.
18  BGH NJW 2001, 1056; MünchKomm-Schäfer Vor § 705 Rdz. 43 ff.; zur Abgrenzung ge-
genüber der OHG: LG Bonn ZIP 2003, 2160; Karsten Schmidt DB 2003, 703.
19  Erman/Lieder Vor § 705 Rdz. 7.
20  BGH NJW 1989, 896; BGH WM 1994, 237.
21  OLG München NZG 2002, 1162 (Feuerwehrfonds).
22  BGH ZIP 2009, 216.
23  BGHZ 46, 313 (gemeinsame Autofahrten); für einen Auftrag bei bloßer Unkostenbeteili-
gung bei gemeinsamer Fahrt zum Arbeitsplatz: BGH NJW 1992, 498.
24  LG Detmold NZG 2015, 951; dazu Weber JA 2017, 69.
25  Grunewald/Schlitt, Einführung in das Kapitalmarktrecht 4. Aufl. § 9; Hopt-Bank-Gesch 
(7) Y/2.
26  MünchKomm-Schäfer, Vor § 705 Rdz. 59 ff.; krit. Grundmann, FS Boujong, 1996, S. 159.
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und durch Smart Contracts gesteuert werden27. Die Anzahl der Gesellschafter 
ist ebenfalls sehr unterschiedlich. Sie kann ganz gering, aber auch – etwa bei 
den Bauherrengemeinschaften – durchaus stattlich sein. Ähnlich unterschied-
lich ist die Ausgestaltung der getroffenen Vereinbarungen. Manche Gesell-
schaftsverträge werden nur mündlich und ohne viele Worte geschlossen, andere 
bis ins Detail ausformuliert. Diese ganz unterschiedliche Ausgangslage lässt 
deutlich werden, dass die Bildung allgemeiner Regeln für alle diese Gesellschaf-
ten schwierig ist. Gleichwohl muss dieser vom Gesetz vorgezeichnete Weg be-
schritten werden, da eine individuelle Regelung für jede Erscheinungsform der 
BGB-Gesellschaft nicht praktikabel wäre.

III. Der Gesellschaftsvertrag

1. Form- und Genehmigungserfordernisse

	 10 a) Der Gesellschaftsvertrag kann regelmäßig abgeschlossen werden, ohne dass 
besondere Formerfordernisse zu beachten wären. Allerdings kann sich aus den 
für alle Rechtsgeschäfte geltenden Vorschriften etwas anderes ergeben. Dies ist 
beispielsweise der Fall, wenn ein Grundstück in das Gesellschaftsvermögen ge-
leistet werden soll (§ 311b Abs. 1 S. 1 BGB). Gleich steht der Fall, dass sich ein 
Gesellschafter verpflichtet, unter bestimmten Umständen aus dem Gesellschafts-
vermögen ein Grundstück zu erwerben28. Dagegen fällt die Pflicht zur Übertra-
gung eines Anteils an einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts, zu deren Vermögen 
ein Grundstück gehört, nicht unter § 311b Abs. 1 S. 1 BGB, da insoweit nur die 
Pflicht zur Übertragung einer Beteiligung und nicht eines Grundstücks begrün-
det wird29. Ist der Gesellschaftsvertrag nicht formgerecht abgeschlossen und 
auch nicht geheilt, so gelten die Regeln der fehlerhaften Gesellschaft30.

	 11 Aus § 518 Abs. 1 BGB folgt kein Formerfordernis für den Gesellschaftsver-
trag, da die Beteiligung an einer BGB-Gesellschaft nicht geschenkt werden 
kann. Die Gegenleistung des Gesellschafters liegt in der Übernahme der Mit-
haft für die Gesellschaftsschulden, gegebenenfalls auch in Tätigkeitsverpflich-
tungen für die Gesellschaft oder in anderen Beiträgen31. Dem ist entgegengehal-

27  Gofferje/Schreiner ZPG 2024, 168; Schwemmer AcP 221 (2021), 555.
28  BGH NJW 1978, 2505; BGH NJW 1996, 1279.
29  BGHZ 86, 367, 369 f. Teilweise wird vorgeschlagen, eine Ausnahme für Umgehungsfälle 
zu machen: Karsten Schmidt AcP 182 (1982), 481, 510 ff.; dagegen Wertenbruch NZG 2008, 
454. Dem sollte nicht gefolgt werden, da andernfalls mit erheblichen, für Formvorschriften 
besonders unerträglichen Abgrenzungsschwierigkeiten zu rechnen wäre. Wegen der Heilungs-
möglichkeit nach § 311b Abs. 1 S. 2 BGB ist auf diese Weise sowieso nicht wirklich Abhilfe zu 
schaffen.
30  § 1 Rdz. 174.
31  Umstritten, siehe zur Schenkung von OHG-Beteiligungen, wo die Problematik gleich liegt, 
§ 2 Rdz. 6; zur Schenkung einer KG‑Beteiligung § 3 Rdz. 6.
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ten worden, die genannten Belastungen des Gesellschafters seien Teil der Ge-
sellschafterstellung und schlössen daher die Annahme einer Schenkung nicht 
aus32. Es liege dann jedenfalls eine Schenkung vor, wenn der Wert der Beteili-
gung die Belastungen, die den Gesellschafter aus der persönlichen Haftung tref-
fen, deutlich übersteigt33. Aber das überzeugt nicht. Entscheidend ist, dass sich 
die Gesellschafter von der Aufnahme eines weiteren Gesellschafters diese „Ge-
genleistung“ versprechen, nicht aber, ob diese zwangsläufig mit der Übernahme 
einer Gesellschafterstellung verbunden ist, und auch nicht, ob sie sich rentiert. 
Nur bei reinen Innengesellschaften34 besteht ein solches Haftungsrisiko nicht. 
Dann ist eine Schenkung möglich. Gegenstand der Schenkung ist dann die ge-
plante Beteiligung an der Gesellschaft. Mit Begründung der Gesellschafterstel-
lung, also mit Abschluss des Gesellschaftsvertrages, ist die Schenkung vollzo-
gen35. Daher tritt Heilung nach § 518 Abs. 2 BGB ein, wenn zuvor eine notari-
elle Beurkundung nicht durchgeführt wurde.

	 12b) Der Gesellschaftsvertrag kann genehmigungsbedürftig sein. Dies ist insbe-
sondere dann der Fall, wenn der Gesellschaftszweck auf das Betreiben eines 
Erwerbsgeschäfts gerichtet ist und eine Person Gesellschafter werden soll, die 
durch einen Vormund, Betreuer oder ihre Eltern vertreten wird (§§ 1643 Abs. 1, 
1799 Abs. 1, 1852 Nr. 2 BGB). Dann ist die Genehmigung des Familiengerich-
tes erforderlich. Auf diese Weise soll der Minderjährige bzw. der Betreuungsbe-
dürftige vor den Risiken geschützt werden, die mit dem Betreiben eines Er-
werbsgeschäftes verbunden sind. Hinzu tritt für Minderjährige die Möglich-
keit, bei Eintritt der Volljährigkeit die Haftung auf den Bestand des Vermögens 
zu beschränken, das in diesem Zeitpunkt vorhanden ist (§ 1629a BGB)36. Auch 
besteht ein besonderes Kündigungsrecht (§ 725 Abs. 4 BGB). Ist auch der ge-
setzliche Vertreter, der Vormund bzw. der Betreuer oder dessen Ehepartner bzw. 
Verwandter in gerader Linie an der Gesellschaft beteiligt, ist außerdem noch die 
Bestellung eines Pflegers notwendig (§§ 1629 Abs. 2, 1789 Abs. 2, 1824 Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 2 BGB).

2. Eintragung im Gesellschaftsregister/Statuswechsel

	 13Nach § 707 BGB können die Gesellschafter die Gesellschaft zur Eintragung im 
Gesellschaftsregister anmelden. Die Eintragung ist im Grundsatz freiwillig. Aller-
dings kann eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts bestimmte Rechte nur erwer-
ben, wenn sie eingetragen ist. Hierzu gehören z. B. die Beteiligung an einer ande-

32  Kollhosser AcP 194 (1994), 231, 247.
33  OLG Schleswig NZG 2012, 1423, 1424; MünchKomm-Schäfer § 705 Rdz. 49.
34  Zur Innengesellschaft § 1 Rdz. 41.
35  BGH NZG 2012, 222; Blaurock NZG 2012, 512, dort auch zu der zuvor von der Judika-
tur vertretenen Ansicht (kein Vollzug, lediglich Ersetzung eines schuldrechtlichen Anspruchs 
aus dem Schenkungsvertrag durch einen anderen, dem aus dem Gesellschaftsvertrag der In-
nengesellschaft).
36  Zu dieser Regel Grunewald ZIP 1999, 597; Habersack FamRZ 1999, 1.
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ren Gesellschaft bürgerlichen Rechts (§ 707a Abs. 1 S. 2 BGB), der Erwerb von 
Grundstücksrechten (§ 47 Abs. 2 GBO) sowie der Erwerb von GmbH-Anteilen 
(§ 40 Abs. 1 S. 3 GmbHG). Auch kann nur die im Register eingetragene Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts ihren Sitz frei wählen (§ 706 BGB), was den Vorteil 
hat, dass die Rechtsform der BGB-Gesellschaft auch gewählt werden kann, wenn 
die geschäftlichen Aktivitäten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erfol-
gen37. Für manche Gesellschaften dürfte es auch attraktiv sein, dass gemäß §§ 707 
Abs. 2 Nr. 3, 707a Abs. 1 S. 1, Abs. 3 S. 1 BGB sich die Geschäftspartner auf die 
im Register eingetragene Vertretungsbefugnis des geschäftsführenden Gesell-
schafters verlassen können. Aufgrund der genannten Vorteile wird die durch das 
MoPeG geschaffene Eintragungsmöglichkeit häufig genutzt38.

In dem Fall BGH ZIP 2025, 1986 (mit Besprechung von Salomon NZG 2025, 1615) war 
eine GbR Eigentümerin eines Grundstücks, das praktisch ihr gesamtes Vermögen bildete. 
Im Grundbuch eingetragen waren gemäß § 47 Abs. 2 GBO a. F. die Gesellschafter. Diese 
beschlossen die Auflösung der Gesellschaft, das Grundstück sollte im Zuge der Liquida-
tion auf die Gesellschafter übertragen werden. Das Grundbuchamt verlangte, dass die 
GbR sich zuvor in das Gesellschaftsregister und dann in das Grundbuch eintragen müs-
se. Es berief sich dabei auf Art. 229 § 21 Abs. 1 EGBGB. Danach sollen Eintragungen in 
das Grundbuch, die ein Recht einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts betreffen, nicht 
erfolgen, solange die Gesellschaft nicht im Gesellschaftsregister eingetragen und darauf-
hin nach den MoPeG geänderten Vorschriften im Grundbuch eingetragen ist. Eine Aus-
nahme ist in Art. 229 § 21 Abs. 4 EGBGB nur für den (hier nicht einschlägigen) Fall 
vorgesehen, dass der Eintragungsantrag schon vor dem 1.1.2024 bei dem Grundbuchamt 
eingegangen ist. Der BGH hat die Entscheidung des Grundbuchamts im Beschwerdever-
fahren mit überzeugender Begründung bestätigt. Art. 229 § 21 Abs. 1 EGBGB erfasst 
nach seinem Wortlaut nicht nur den in § 47 Abs. 2 GBO n. F. geregelten Rechtserwerb 
durch eine GbR, sondern sämtliche Eintragungen im Grundbuch, die das Recht einer 
GbR betreffen, und damit auch die Übertragung von Grundstücksrechten. Das gilt auch 
dann, wenn das Grundstück der einzige Vermögenswert der Gesellschaft ist und das Ei-
gentum auf ihre Gesellschafter übertragen werden soll. Eine teleologische Reduktion 
kommt nicht in Betracht, da der Gesetzgeber verschiedene einschränkende Vorschläge 
nicht aufgegriffen hat und somit keine planwidrige Regelungslücke besteht. Der Auf-
wand, die GbR zunächst im Gesellschaftsregister und dann im Grundbuch einzutragen 
und sie nach Abschluss der Transaktion wieder aus beiden Registern zu löschen, mag aus 
Sicht der Gesellschafter lästig sein. Dass nicht alle im Grundbuch eingetragenen GbR 
unmittelbar seit dem 1.1.2024 zur Eintragung im Gesellschaftsregister angehalten wer-
den, sondern erst wenn sie veräußern oder ihre Rechte in sonstiger Weise betroffen sind, 
beruht aber allein auf Praktikabilitätserwägungen. Das aus Sicht des Gesetzgebers beste-
hende Publizitätsdefizit soll so schrittweise behoben werden, nicht aber die nach altem 
Recht bereits im Grundbuch unter Nennung ihrer Gesellschafter eingetragenen GbR 
privilegiert werden.

37  Für eine unionsrechtskonforme Erweiterung des § 706 BGB auf die nicht eingetragene 
Außen-GbR Paefgen, FS Heckschen, 2024, S. 521 ff.
38  Nach Lieder/Hoffmann GmbHR 2025, 785 haben sich bereits im 2024 rund 45.000 GbRs 
für die Eintragung entschieden. 
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Arbeitnehmerhaftung § 9 Rdz. 40
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Arbeitnehmermitbestimmung – s. Mitbe-
stimmung

Auflösung
	– AG § 9 Rdz. 228 f.
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 189 ff.
	– EWIV § 6 Rdz. 12
	– GmbH § 12 Rdz. 194, 208 ff.
	– KG § 3 Rdz. 69
	– OHG § 2 Rdz. 57 ff.
	– Partnerschaftsgesellschaft § 5 Rdz. 18
	– rechtsfähiger Verein § 7 Rdz. 100 f.
	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 32 ff.

Auflösungsklage § 2 Rdz. 57, § 12 
Rdz. 15, § 12 Rdz. 209

Aufnahmezwang § 7 Rdz. 86
Aufsichtsrat
	– Abberufung § 9 Rdz. 72 ff.
	– AG § 9 Rdz. 70 ff.
	– Anstellung § 9 Rdz. 99
	– Aufgaben § 9 Rdz. 83 ff.
	– Ausschüsse § 9 Rdz. 96 f.
	– Beschlüsse § 9 Rdz. 98
	– Bestellung § 9 Rdz. 70 ff., 99
	– Entlastung § 9 Rdz. 103
	– Entsendungsrecht § 9 Rdz. 76
	– Genossenschaft § 13 Rdz. 10 f.
	– GmbH § 12 Rdz. 86 ff.
	– Haftung § 9 Rdz. 100 ff.
	– Informationsrechte § 9 Rdz. 91
	– Klagen gegen den Vorstand § 9 
Rdz. 100 ff.

	– KGaA § 10 Rdz. 5 f.
	– Statusverfahren § 9 Rdz. 82
	– Stellvertreter § 9 Rdz. 94
	– Überprüfung der Zusammensetzung 
§ 9 Rdz. 82

	– Verfahren § 9 Rdz. 94 ff.
	– Vergütung § 9 Rdz. 99
	– Verschwiegenheitspflicht § 9 Rdz. 92 f.
	– Versicherungsverein auf Gegenseitig-
keit § 15 Rdz. 4

	– Vorsitzender § 9 Rdz. 94
Aufwendungsersatz § 1 Rdz. 130, § 2 

Rdz. 41, § 3 Rdz. 55
Auseinandersetzungsguthaben § 4 

Rdz. 37, § 5 Rdz. 10
Auskunftsrecht
	– Aktionär § 9 Rdz. 157

	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 101
	– EWIV § 6 Rdz. 5
	– Genossenschaft § 13 Rdz. 11, 19
	– GmbH-Gesellschafter § 12 Rdz. 120 ff.
	– KG § 3 Rdz. 26
	– OHG § 2 Rdz. 37
	– Stiller Gesellschafter § 4 Rdz. 23

Auskunftserzwingungsverfahren § 9 
Rdz. 160, § 12 Rdz. 126

Auskunftsverweigerungsrecht § 9 
Rdz. 158 ff., § 12 Rdz. 123

Ausländische Gesellschaften Teil 3
Auslegung von Gesellschaftsverträgen § 1 

Rdz. 31, 3, § 2 Rdz. 13, § 3 Rdz. 13, § 7 
Rdz. 15, 96, § 12 Rdz. 18

Austrittsrecht – s. Austritt
Ausschließung – s. Ausschluss
Ausschluss
	– AG § 9 Rdz. 222 f.
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 38, 142
	– EWIV § 6 Rdz. 8
	– Genossenschaft § 13 Rdz. 25
	– GmbH § 12 Rdz. 196 ff.
	– nach freiem Ermessen § 1 Rdz. 143 f.
	– OHG § 2 Rdz. 48 ff.
	– Verein § 7 Rdz. 91

Autokran-Entscheidung § 12 Rdz. 166

Bankenkonsortium § 9 Rdz. 182
Bargründung § 9 Rdz. 20 ff., § 12 

Rdz. 21 f.
Beendigung
	– AG § 9 Rdz. 228 f.
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 199
	– EWIV § 6 Rdz. 12
	– GmbH § 12 Rdz. 208 ff.
	– KG § 3 Rdz. 69
	– OHG § 2 Rdz. 68
	– Partnerschaftsgesellschaft, § 5 Rdz. 18
	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 32 ff.
	– Verein § 7 Rdz. 101

Beirat § 12 Rdz. 89
Beiträge § 1 Rdz. 15 ff., § 2 Rdz. 9, § 3 

Rdz. 8, § 4 Rdz. 12, § 5 Rdz. 6, § 7 
Rdz. 6 f.

Beitritt § 1 Rdz. 135 ff., § 2 Rdz. 45, § 3 
Rdz. 59, § 5 Rdz. 15, § 7 Rdz. 85 ff.

Beschlussfassung
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	– AG § 9 Rdz. 125 ff.
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 70 ff.
	– Einstimmigkeitsprinzip – s. dort
	– EWIV § 6 Rdz. 11
	– Genossenschaft § 13 Rdz. 12 ff.
	– GmbH § 12 Rdz. 96 ff.
	– KG § 3 Rdz. 21 ff.
	– KGaA § 10 Rdz. 7
	– Mehrheitsbeschluss – s. dort
	– OHG § 2 Rdz. 26 ff.
	– Verein § 7 Rdz. 43 ff.

Beschlussfeststellungsklage § 2 Rdz. 36, 
§ 7 Rdz. 40, § 9 Rdz. 152, § 12 Rdz. 69, 
104, 117

Beschlussmängel § 1 Rdz. 93 ff., § 2 
Rdz. 32 ff., § 7 Rdz. 56 ff., § 9 Rdz. 98, 
140 ff., § 12 Rdz. 109

Besonderer Vertreter § 1 Rdz. 69, § 9 
Rdz. 66

Bestandsvernichtender Eingriff – s. exis-
tenzvernichtender Eingriff

Bestätigungsbeschluss § 9 Rdz. 143
Bestätigungsvermerk § 9 Rdz. 162
Bestätigung der Bank § 9 Rdz. 37, § 12 

Rdz. 33
Bestimmtheitsgrundsatz § 1 Rdz. 87 ff., 

§ 2 Rdz. 30
Betriebsrat § 9 Rdz. 70
Bezugsrechte § 9 Rdz. 187 ff., § 12 

Rdz. 143, 175
Bezugsrechtsausschluss § 9 Rdz. 148, 

188 ff., § 12 Rdz. 144
BGB-Gesellschaft
	– Abwicklung § 1 Rdz. 199
	– actio pro socio § 1 Rdz. 64 ff.
	– Auflösung § 1 Rdz. 189 ff.
	– Ausscheiden § 1 Rdz. 139 ff.
	– Bedeutung § 1 Rdz. 9
	– Beendigung § 1 Rdz. 199
	– Begriffsbestimmung § 1 Rdz. 1
	– Beiträge § 1 Rdz. 15 ff.
	– Beitritt § 1 Rdz. 135 ff.
	– Beschlussfassung § 1 Rdz. 70 ff.
	– Erscheinungsformen § 1 Rdz. 9
	– Geschäftsführung § 1 Rdz. 43 ff.
	– Gesellschaften auf fehlerhafter 
Vertragsgrundlage § 1 Rdz. 174 ff.

	– Gesellschafterwechsel § 1 Rdz. 135 ff.

	– Gesellschaftsregister § 1 Rdz. 13 f.
	– Gesellschaftsvertrag § 1 Rdz. 2 ff., 10 ff.
	– Gewinnverteilung § 1 Rdz. 131
	– Gleichbehandlungsgebot § 1 Rdz. 28 ff.
	– Grundbuchfähigkeit § 1 Rdz. 13, 146
	– Haftung § 1 Rdz. 108 ff.
	– Kündigung § 1 Rdz. 192
	– Prinzip der Selbstorganschaft § 1 
Rdz. 50

	– Rechtsfähigkeit § 1 Rdz. 107
	– Tod eines Gesellschafters § 1 
Rdz. 159 ff.

	– Treuepflicht § 1 Rdz. 19 ff.
	– Vermögensordnung § 1 Rdz. 107
	– Vertretung § 1 Rdz. 58 ff.
	– Wettbewerbsverbot § 1 Rdz. 19
	– Zweck § 1 Rdz. 5 ff.

Bilanzgewinn – s. Gewinn
Buchwertklausel § 1 Rdz. 148 f.
Business Judgement Rule § 9 Rdz. 60

Coporate Governance Kodex § 9 Rdz. 7
Culpa in contrahendo § 1 Rdz. 127, § 12 

Rdz. 73 ff.

Depotstimmrecht der Banken § 9 
Rdz. 130

Differenzhaftung § 9 Rdz. 29
Drittgläubigerforderung § 1 Rdz. 123; § 2 

Rdz. 39
Durchgriff § 7 Rdz. 65 ff., § 9 Rdz. 211, 

§ 12 Rdz. 158

Einlage
	– Einlagefähigkeit § 3 Rdz. 37
	– Einlagenrückgewähr § 3 Rdz. 42 ff., § 3 
Rdz. 60

	– gesplittete Einlage § 3 Rdz. 47, § 4 
Rdz. 7, § 12 Rdz. 156

	– Hafteinlage § 3 Rdz. 8, § 3 Rdz. 31 ff.
	– Pflichteinlage § 3 Rdz. 8

Eigenkapital § 4 Rdz. 28, § 9 Rdz. 199 ff., 
§ 12 Rdz. 154 ff.

Eigenkapitalersatz § 9 Rdz. 208 ff., § 12 
Rdz. 154

Einlagenrückgewähr § 3 Rdz. 60
Einmann-Personengesellschaft § 1 Rdz. 2
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Einreden des Gesellschafters einer OHG 
§ 2 Rdz. 39

Einsichtsrecht
	– AG § 9 Rdz. 91, 161
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 101
	– EWIV § 6 Rdz. 5
	– Genossenschaft § 13 Rdz. 19
	– GmbH-Gesellschafter § 12 Rdz. 120 ff.
	– KG § 3 Rdz. 23 ff.
	– OHG § 2 Rdz. 37
	– Stiller Gesellschafter § 4 Rdz. 23

Einsichtsverweigerungsrecht § 12 
Rdz. 121

Einstimmigkeitsprinzip § 1 Rdz. 55, 86, 
§ 2 Rdz. 29, 31, § 3 Rdz. 21, § 7 
Rdz. 51 ff.

Einwendungen des Gesellschafters einer 
OHG § 2 Rdz. 39

Einziehung
	– von Aktien § 9 Rdz. 194, 222
	– von Geschäftsanteilen § 12 Rdz. 151, 
192 ff.

Entnahme § 2 Rdz. 43
Entlastung
	– AG § 9 Rdz. 63, 103 f., 113, 121
	– Genossenschaft § 13 Rdz. 12
	– GmbH § 12 Rdz. 65, 87
	– Verein § 7 Rdz. 38

Entsendungsrecht § 9 Rdz. 76
Erbrecht
	– Eintrittsklausel § 1 Rdz. 167, § 2 
Rdz. 55, § 3 Rdz. 67

	– Nachfolgeklausel § 1 Rdz. 160 ff.
	– qualifizierte Nachfolgeklausel § 1 
Rdz. 166

	– Sondererbfolge § 1 Rdz. 162
	– Testamentsvollstreckung an ererbten 
Gesellschaftsanteilen § 1 Rdz. 163, § 2 
Rdz. 54, § 3 Rdz. 66

Erfüllungstheorie § 1 Rdz. 111
Europäische Genossenschaft § 14
Europäische Wirtschaftliche Interessen-

vereinigung
	– Abwicklung § 6 Rdz. 12
	– Auflösung § 6 Rdz. 12
	– Beendigung § 6 Rdz. 12
	– Begriffsbestimmung § 6 Rdz. 2
	– Beschlussfassung § 6 Rdz. 11

	– Erscheinungsformen § 6 Rdz. 2
	– Geschäftsführung § 6 Rdz. 4
	– Gesellschafterausschuss § 6 Rdz. 5
	– Gesellschafterversammlung § 6 Rdz. 5
	– Gesellschafterwechsel § 6 Rdz. 7 ff.
	– Gesellschaftsvertrag § 6 Rdz. 3 ff.
	– Haftung § 6 Rdz. 6
	– Rechtsgrundlage § 6 Rdz. 1
	– Vermögensordnung § 6 Rdz. 6
	– Vertretung § 6 Rdz. 3

Existenzvernichtender Eingriff § 12 
Rdz. 167 ff.

Faktisches Organ § 9 Rdz. 226
Familiengesellschaft § 12 Rdz. 3, 89
Fehlerhafte Gesellschaft – s. Gesellschaft 

auf fehlerhafter Vertragsgrundlage
Finanzplanfinanzierung § 12 Rdz. 156
Firma § 2 Rdz. 3, § 3 Rdz. 1, § 9 Rdz. 10, 

§ 12 Rdz. 10
Firmenrechtsfähigkeit § 12 Rdz. 38
Förderbeziehung § 13 Rdz. 20 ff.
Formkaufmann § 9 Rdz. 2, § 10 Rdz. 2, 

§ 12 Rdz. 2
Frauenquote – s. Geschlechterquote
freie Berufe § 5 Rdz. 1 ff.
Freigabeverfahren § 9 Rdz. 180 f.
Fremdkapital § 9 Rdz. 199 ff., § 12 

Rdz. 154 ff.

Generalversammlung § 13 Rdz. 12 ff.
Genossenschaft
	– Aufsichtsrat § 13 Rdz. 10 f.
	– Bedeutung § 13 Rdz. 3
	– Begriffsbestimmung § 13 Rdz. 1 ff.
	– Erscheinungsformen § 13 Rdz. 3
	– Erwerb der Mitgliedschaft § 13 
Rdz. 23 f.

	– Europäische § 14
	– Finanzverfassung § 13 Rdz. 15 ff.
	– Förderbeziehung § 13 Rdz. 20 ff.
	– Generalversammlung § 13 Rdz. 12 ff.
	– Gleichbehandlungsgebot § 13 Rdz. 6, 
20

	– Gründung § 13 Rdz. 4
	– Kreditgenossenschaft § 13 Rdz. 3
	– Nachschusspflicht § 13 Rdz. 17
	– Pflichtprüfung § 13 Rdz. 18 f.
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	– Statut § 13 Rdz. 5
	– Treuepflicht § 13 Rdz. 6 f.
	– Verlust der Mitgliedschaft § 13 
Rdz. 25 ff.

	– Vertreterversammlung § 13 Rdz. 14
	– Vertretung § 13 Rdz. 8
	– Vorstand § 13 Rdz. 8 f.
	– Wohnungsbaugenossenschaft § 13 
Rdz. 3

Genossenschaftsregister § 13 Rdz. 4
Genussrechte § 9 Rdz. 205
Genussscheine § 9 Rdz. 205
Gesamthand § 1 Rdz. 107
Gesamthandsvermögen § 1 Rdz. 107
Geschäftsanteil
	– Genossenschaft § 13 Rdz. 15
	– GmbH § 12 Rdz. 1, 139 ff., 179 ff., 
206 ff.

Geschäftschancen § 1 Rdz. 23, § 2 
Rdz. 11, § 3 Rdz. 10

Geschäftsguthaben § 13 Rdz. 16, 27
Geschäftsführung
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 43 ff.
	– Einzelgeschäftsführungsbefugnis § 1 
Rdz. 46, § 2 Rdz. 14

	– Entzug § 1 Rdz. 55 f., § 2 Rdz. 18
	– EWIV § 6 Rdz. 4
	– GmbH § 12 Rdz. 55 ff.
	– GmbH & Co. KG § 3 Rdz. 72
	– KG § 3 Rdz. 15 ff.
	– OHG § 2 Rdz. 14 ff.
	– organschaftliche Geschäftsführungsbe-
fugnis § 3 Rdz. 15

	– Partnerschaftsgesellschaft § 5 Rdz. 8
	– Pflicht zur Geschäftsführung § 1 
Rdz. 49

	– Prinzip der Selbstorganschaft § 1 
Rdz. 50

	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 20 ff.
	– Widerspruchsrecht § 2 Rdz. 15

Geschäftsführer GmbH
	– Abberufung § 12 Rdz. 61
	– Anstellung § 12 Rdz. 62
	– Bestellung § 12 Rdz. 60
	– Faktischer Geschäftsführer § 12 
Rdz. 64

	– Haftung § 12 Rdz. 63 ff., 137, 171

	– Pflicht zur Stellung eines Insolvenzan-
trags § 12 Rdz. 80 ff.

Geschlechterquote § 9 Rdz. 53, 77
Gesellschaft auf fehlerhafter Vertrags-

grundlage
	– AG § 9 Rdz. 224 ff.
	– Ausnahmen § 1 Rdz. 181 ff.
	– Austrittsrecht § 1 Rdz. 179
	– Beteiligung Minderjähriger § 1 
Rdz. 183

	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 174 ff.
	– Beitritt Minderjähriger § 1 Rdz. 186
	– Fehler bei der Gründung § 1 
Rdz. 174 ff.

	– Fehler beim Gesellschafterwechsel § 1 
Rdz. 184 f.

	– fehlerhafte Vertragsänderungen § 1 
Rdz. 187

	– GmbH § 12 Rdz. 203 ff.
	– Innengesellschaften § 1 Rdz. 188
	– KG § 3 Rdz. 68
	– OHG § 2 Rdz. 56
	– Partnerschaftsgesellschaft § 5 Rdz. 7
	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 30 f.
	– Verein § 7 Rdz. 94 ff.

Gesellschafterausschuss § 6 Rdz. 5
Gesellschafterbeschlüsse – s. Beschluss-

fassung
Gesellschafterdarlehen § 9 Rdz. 208 ff., 

§ 12 Rdz. 155 ff.
Gesellschafterliste § 12 Rdz. 184 ff.
Gesellschafterversammlung
	– EWIV § 6 Rdz. 5
	– GmbH § 12 Rdz. 90 ff.

Gesellschaftsvertrag
	– Abänderung § 1 Rdz. 83 f.
	– Abgrenzung zu Austauschverträgen § 1 
Rdz. 5, § 4 Rdz. 2 f.

	– Abgrenzung zu partiarischen Darlehen 
§ 1 Rdz. 5 f., § 4 Rdz. 2 f.

	– Auslegung § 1 Rdz. 31 ff., § 2 Rdz. 13, 
§ 3 Rdz. 13, § 4 Rdz. 18, § 12 Rdz. 18

	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 2 ff., 10 ff.
	– Eintrittsklausel § 3 Rdz. 67
	– EWIV § 6 Rdz. 3
	– fehlerhafte Vertragsänderungen § 1 
Rdz. 187
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	– Form § 1 Rdz. 3,. 10, § 2 Rdz. 6, § 3 
Rdz. 6, § 4 Rdz. 10, § 12 Rdz. 8 ff.

	– Genehmigungserfordernisse § 1 
Rdz. 12, § 2 Rdz. 6, § 3 Rdz. 6, § 4 
Rdz. 11, § 12 Rdz. 18 ff.

	– GmbH § 12 Rdz. 8
	– individualrechtliche Bestimmungen § 9 
Rdz. 13, § 12 Rdz. 18

	– Inhaltskontrolle § 1 Rdz. 36 ff., § 2 
Rdz. 13, § 3 Rdz. 13, § 4 Rdz. 19, § 12 
Rdz. 20

	– körperschaftsrechtliche Bestimmungen 
§ 12 Rdz. 18 ff.

	– OHG § 2 Rdz. 6 ff.
	– Partnerschaftsgesellschaft § 5 Rdz. 7
	– Satzung – s. dort
	– Statut – s. dort
	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 9 ff.

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
(GmbH)

	– Anmeldung zum Handelsregister § 12 
Rdz. 33 ff.

	– Auflösung § 12 Rdz. 208 ff.
	– Aufsichtsrat § 12 Rdz. 86 ff.
	– Bedeutung § 12 Rdz. 6
	– Beendigung § 12 Rdz. 208
	– Begriffsbestimmung § 12 Rdz. 1
	– Beirat § 12 Rdz. 89
	– Einpersonen-GmbH § 12 Rdz. 4, 14, 97
	– Eintragung ins Handelsregister § 12 
Rdz. 33

	– Erscheinungsformen § 12 Rdz. 3
	– Erwerb der Gesellschafterstellung § 12 
Rdz. 179 ff.

	– Erwerb eigener Geschäftsanteile § 12 
Rdz. 139 f.

	– Geschäftsführer § 12 Rdz. 55 ff.
	– Gesellschafterversammlung § 12 
Rdz. 90 ff.

	– Gesellschaftsvertrag § 12 Rdz. 8
	– Gleichbehandlungsgebot § 12 Rdz. 16 f.
	– GmbH auf fehlerhafter Vertragsgrund-
lage § 12 Rdz. 203 ff.

	– Gründung § 12 Rdz. 7 ff.
	– Handelndenhaftung § 12 Rdz. 49 ff.
	– Kapitalerhöhung § 12 Rdz. 141 ff.
	– Online-Gründung § 12 Rdz. 13
	– Treuepflichten § 12 Rdz. 14 ff.

	– Verlust der Gesellschafterstellung § 12 
Rdz. 190 ff.

	– Vor-GmbH § 12 Rdz. 39 ff.
Gesellschaftsregister § 1 Rdz. 13 f.
Gesplittete Einlage – s. Einlage
Gewinn § 1 Rdz. 131, § 2 Rdz. 43, § 3 

Rdz. 56, § 4 Rdz. 24, § 9 Rdz. 162 ff., 
§ 12 Rdz. 174

Gewinnbeteiligung § 4 Rdz. 24
Gewinnentnahmen § 3 Rdz. 46, 56 f.
Gewinnrücklagen § 9 Rdz. 167
Gewinnschuldverschreibungen § 9 

Rdz. 203
Gewinnverwendung § 9 Rdz. 167, 215, 

§ 12 Rdz. 174
Gewinnverwendungsbeschluss § 9 

Rdz. 167
Gläubigerschutz Teil 4 Rdz. 2
Gleichbehandlungsgebot
	– AG § 9 Rdz. 46 ff.
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 28 ff.
	– Genossenschaft § 13 Rdz. 6, 20
	– GmbH § 12 Rdz. 16 f.
	– KG § 3 Rdz. 12
	– OHG § 2 Rdz. 9
	– Partnerschaftsgesellschaft § 5 Rdz. 6
	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 17
	– rechtsfähiger Verein § 7 Rdz. 14 
GmbH & Co. KG

	– Geschäftsführung § 3 Rdz. 78 ff.
	– Informationsrechte § 3 Rdz. 77
	– Kapitalsicherung § 3 Rdz. 83 ff.
	– Vertretung § 3 Rdz. 78
	– Vorteile § 3 Rdz. 70 ff.

Gratisaktien § 9 Rdz. 191
Grundbuchfähigkeit
	– der BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 13, 146.
	– des Vereins ohne Rechtspersönlichkeit 
§ 8 Rdz. 12 ff.

	– der Vor-GmbH § 12 Rdz. 40
Grundkapital § 9 Rdz. 170 ff.
Grundlagengeschäft § 2 Rdz. 14, § 4 

Rdz. 9
Gründungsbericht § 9 Rdz. 28
Gründungsprüfer § 9 Rdz. 28
Gründungsprüfung § 9 Rdz. 28
Gründungstheorie 3. Teil Rdz. 1
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Grundsatz der realen Kapitalaufbrin-
gung – s. Kapitalaufbringung

Grundsatz der Verbandssouveränität – 
s. Verbandssouveränität

Haftung
	– Aktionär § 9 Rdz. 211 ff.
	– Haftung für Altschulden § 1 Rdz. 137
	– Aufsichtsrat AG § 9 Rdz. 100 ff.
	– BGB-Gesellschaft 108 ff.
	– Differenzhaftung § 9 Rdz. 29, § 12 
Rdz. 43, 48 ff.

	– Einreden § 1 Rdz. 116 ff.
	– Einwendungen § 1 Rdz. 116 ff.39
	– Enthaftung § 2 Rdz. 39
	– Erfüllungstheorie § 1 Rdz. 1119
	– EWIV § 6 Rdz. 6
	– Geschäftsführer GmbH § 12 Rdz. 63 ff., 
137, 171

	– Gesellschafter GmbH § 12 Rdz. 156 ff.
	– für gesetzlich begründete Schulden § 1 
Rdz. 109 f.

	– Gründerhaftung § 12 Rdz. 25, 46 ff.
	– Hafteinlage § 3 Rdz. 31
	– Haftungsausschluss § 3 Rdz. 33
	– haftungsbefreiende Leistung § 3 
Rdz. 36

	– Haftungsbeschränkung § 1 Rdz. 61, § 5 
Rdz. 12

	– Haftungstheorie § 1 Rdz. 111
	– Handelndenhaftung – s. dort
	– KG § 3 Rdz. 30 ff.
	– nichtrechtsfähiger Verein § 8 Rdz. 7 ff.
	– OHG § 2 Rdz. 39
	– Partnerschaftsgesellschaft, § 5 Rdz. 9 f.
	– Sozialverpflichtungen § 1 Rdz. 123 ff.
	– Verein § 7 Rdz. 63 ff.
	– Vereinsmitglied § 7 Rdz. 65 ff.
	– bei Verstoß gegen § 30 GmbHG § 12 
Rdz. 135 ff.

	– für Vertragsverletzungen § 1 Rdz. 110
	– Vor-GmbH § 12 Rdz. 45 ff.
	– Vorstand AG § 9 Rdz. 57 ff.
	– Wiederaufleben § 3 Rdz. 42 ff., 60

Handelndenhaftung
	– Vor‑AG § 9 Rdz. 40
	– Vor-GmbH § 12 Rdz. 49 ff.

Handelsgesellschaft § 9 Rdz. 2, § 10 
Rdz. 2, § 11 Rdz. 2

Handelsgewerbe § 2 Rdz. 1, § 3 Rdz. 1, 
§ 4 Rdz. 4

Holzmüller-Entscheidung § 9 Rdz. 118 f., 
219

Handelsregister § 2 Rdz. 2, 24, 65, § 3 
Rdz. 2, § 9 Rdz. 37 ff., 139, § 12 
Rdz. 33 ff.

Hauptversammlung AG
	– Beschlussmängel § 9 Rdz. 140 ff.
	– Grundlagenentscheidungen § 9 
Rdz. 116

	– Mehrheitserfordernisse § 9 Rdz. 137 ff.
	– Stimmabgabe § 9 Rdz. 125 ff.
	– ungeschriebene Hauptversammlungs-
zuständigkeiten § 9 Rdz. 117 ff.

	– Verfahren § 9 Rdz. 121 ff.
	– virtuelle Hauptversammlung § 9 
Rdz. 155

	– Zuständigkeiten § 9 Rdz. 111 ff.
Hauptversammlung KGaA § 10 Rdz. 7
Höchststimmrecht – s. Stimmrecht

Informationsrechte
	– Aktionär AG § 9 Rdz. 157
	– Aufsichtsrat AG § 9 Rdz. 91, 156
	– Auskunftsrecht – s. dort
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 101 ff.
	– Einsichtsrecht – s. dort
	– GmbH § 12 Rdz. 119 ff.
	– GmbH & Co. KG § 3 Rdz. 77
	– KG § 3 Rdz. 23 ff.
	– Kommanditist § 3 Rdz. 24
	– Komplementär § 3 Rdz. 23
	– OHG § 2 Rdz. 37
	– Prüfungsrecht – s. dort
	– Stiller Gesellschafter § 4 Rdz. 23
	– Verein § 7 Rdz. 60
	– Vereinsmitglied § 7 Rdz. 61 f.

Informationserzwingungsverfahren § 12 
Rdz. 125

Inhaberschuldverschreibungen § 9 
Rdz. 202, 205

Inhaltskontrolle
	– AG § 9 Rdz. 18 f.
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 36 ff.
	– GmbH § 12 Rdz. 20
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	– KG § 3 Rdz. 13
	– OHG § 2 Rdz. 13
	– Publikumsgesellschaft § 1 Rdz. 36 f.
	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 19
	– Verein § 7 Rdz. 20

Innengesellschaft
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 107
	– fehlerhafte Innengesellschaft § 1 
Rdz. 188

	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 5
Insolvenz
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 191
	– des Gesellschafters einer BGB-Gesell-
schaft § 1 Rdz. 197

	– GmbH § 12 Rdz. 80 ff., 208
	– Verein ohne Rechtspersönlichkeit § 8 
Rdz. 6

	– der OHG § 2 Rdz. 58
	– des rechtsfähigen Vereins § 7 
Rdz. 100 f.

	– des Unternehmensgesellschafters einer 
Stillen Gesellschaft § 4 Rdz. 36

	– Insolvenzfähigkeit der Vor-GmbH § 12 
Rdz. 40

Investoren, institutionelle § 9 Rdz. 132

Jahresabschluss § 9 Rdz. 162 ff., § 12 
Rdz. 127 ff.

Juristische Person Teil 2 Rdz. 2, § 9 
Rdz. 2, § 10 Rdz. 2, § 11 Rdz. 2, § 13 
Rdz. 2, Teil 4 Rdz. 1 ff.

Kaduzierung
	– AG § 9 Rdz. 222
	– GmbH § 12 Rdz. 32, 191

Kapitalaufbringung
	– AG § 9 Rdz. 20, 170 ff.
	– GmbH § 12 Rdz. 21, 131 ff.

Kapitalerhaltung
	– AG § 9 Rdz. 171 ff.
	– Erstattungspflicht § 12 Rdz. 135
	– GmbH § 12 Rdz. 132 ff.
	– Haftung/Geschäftsführer § 12 
Rdz. 137 ff.

	– Haftung/Mitgesellschafter § 12 
Rdz. 136

	– verdeckte Gewinnausschüttungen – 
s. dort

Kapitalerhöhung
	– AG § 9 Rdz. 179 ff.
	– bedingte Kapitalerhöhung § 9 Rdz. 183
	– genehmigtes Kapital § 9 Rdz. 184 f.
	– GmbH § 12 Rdz. 141
	– Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmit-
teln § 9 Rdz. 189 ff., § 12 Rdz. 149

	– reguläre Kapitalerhöhung § 9 
Rdz. 179 ff., § 12 Rdz. 141

	– Unternehmensgesellschaft (haftungsbe-
schränkt) § 12 Rdz. 128

Kapitalersetzende Darlehen – s. Gesell-
schafterdarlehen

Kapitalherabsetzung
	– AG § 9 Rdz. 193 ff.
	– GmbH § 12 Rdz. 150 ff.

Kapitalkonto § 2 Rdz. 43
Kapitalmarktrecht § 9 Rdz. 6
Kapitalsicherung § 3 Rdz. 83 ff.
Kernbereichsrechte § 1 Rdz. 89, § 2 

Rdz. 31
Körperschaft Teil 2 Rdz. 1 ff.
Kommanditgesellschaft
	– actio pro socio § 3 Rdz. 20
	– Auflösung § 3 Rdz. 69
	– Bedeutung § 3 Rdz. 5
	– Beendigung § 3 Rdz. 69
	– Begriffsbestimmung § 3 Rdz. 1 ff.
	– Beschlussfassung § 3 Rdz. 21 ff.
	– Erscheinungsformen § 3 Rdz. 4
	– Geschäftsführung § 3 Rdz. 15 ff.
	– Gesellschafterwechsel § 3 Rdz. 59 ff.
	– Gesellschaftsvertrag § 3 Rdz. 6 ff.
	– Gewinn § 3 Rdz. 56 f.
	– Gewinnentnahmen § 3 Rdz. 46, 57
	– GmbH & Co. KG § 3 Rdz. 4, 70 ff.
	– Haftung § 3 Rdz. 30 ff.
	– Vermögensordnung § 3 Rdz. 29
	– Vertretung § 3 Rdz. 15, 18 f.

Kommanditist
	– Auskunftsrecht § 3 Rdz. 26
	– Begriff § 3 Rdz. 1
	– Beiträge § 3 Rdz. 8 f.
	– Einlage § 3 Rdz. 8 f.
	– Einsichtsrecht § 3 Rdz. 24 f.
	– Haftung § 3 Rdz. 30 ff.
	– Haftungsausschluss § 3 Rdz. 33
	– Haftungsbeschränkung § 3 Rdz. 2
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	– Tod § 3 Rdz. 65 ff.
	– Wettbewerbsverbot § 3 Rdz. 10

Kommanditaktionäre § 11 Rdz. 7
Kommanditgesellschaft auf Aktien 

(KGaA)
	– Aufsichtsrat § 11 Rdz. 5 f.
	– Bedeutung § 11 Rdz. 2
	– Begriffsbestimmung § 11 Rdz. 1
	– Erscheinungsformen § 11 Rdz. 1
	– Hauptversammlung § 11 Rdz. 7
	– Kommanditaktionäre § 11 Rdz. 7
	– Komplementär § 11 Rdz. 3 f.

Komplementär
	– Begriff § 3 Rdz. 1
	– Haftung § 3 Rdz. 30
	– Informationsrechte § 3 Rdz. 23
	– der KGaA § 11 Rdz. 3 f.
	– Tod § 3 Rdz. 65

Korporation Teil 4 Rdz. 2
Kündigung
	– der BGB-Gesellschaft durch den 
Gesellschafter § 1 Rdz. 192

	– der Mitgliedschaft – s. Austritt
	– der OHG durch den OHG-Gesellschaf-
ter § 2 Rdz. 61

Lagebericht § 9 Rdz. 162 f., § 12 
Rdz. 127, 129

Legitimationszession § 9 Rdz. 129, § 12 
Rdz. 101

Liquidator § 2 Rdz. 66 f., § 12 Rdz. 210

Mantelgründung § 12 Rdz. 53
Massenverein § 7 Rdz. 22
Mehrheitsentscheidung § 1 Rdz. 86 ff., § 2 

Rdz. 31, § 3 Rdz. 21, § 7 Rdz. 51 f., § 9 
Rdz. 137 ff., § 12 Rdz. 105

Mehrstimmrechte – s. Stimmrecht
Minderjährigenschutz § 1 Rdz. 12, 174, 

183, § 9 Rdz. 15, 227, § 12 Rdz. 180 f.
Mitbestimmung
	– AG § 9 Rdz. 68 ff.
	– betriebliche Mitbestimmung § 9 
Rdz. 70, § 12 Rdz. 86

	– Genossenschaft § 13 Rdz. 10
	– GmbH § 12 Rdz. 86 ff.
	– unternehmerische Mitbestimmung § 9 
Rdz. 71, § 12 Rdz. 86

Mitgliederversammlung
	– Verein § 7 Rdz. 9, 33, 43 ff.
	– Versicherungsverein auf Gegenseitig-
keit § 15 Rdz. 4

	– virtuelle Mitgliederversammlung § 7 
Rdz. 44

Mitgliedschaft
	– Abtretung – s. Übertragung
	– Aufteilung – s. Abspaltungsverbot
	– mitgliedschaftliche Rechtsgeschäfte § 7 
Rdz. 45

	– Schutz der Mitgliedschaft § 1 
Rdz. 132 ff., § 2 Rdz. 44, § 3 Rdz. 58, 
§ 7 Rdz. 82 ff., § 9 Rdz. 217 ff.

	– als sonstiges Recht i. S. v. § 823 I BGB 
§ 7 Rdz. 42, 82 ff., § 9 Rdz. 217

	– Übertragung § 1 Rdz. 154 ff., § 2 
Rdz. 54, § 3 Rdz. 61 f., § 5 Rdz. 14, § 6 
Rdz. 8, § 7 Rdz. 93, § 9 Rdz. 221, § 12 
Rdz. 179 ff.

Nachfolgeklausel § 1 Rdz. 160 ff., § 2 
Rdz. 52, § 3 Rdz. 65

Nachgründung § 9 Rdz. 28
Nachschusspflicht § 1 Rdz. 20, 196 f., 

§ 12 Rdz. 198, § 13 Rdz. 17, Vierter 
Teil Rdz. 2

Naked Warrants § 9 Rdz. 203
Namensaktien § 9 Rdz. 221
Nebenabreden § 9 Rdz. 13, § 12 Rdz. 11, 

108, 113
Nebenzweckprivileg § 7 Rdz. 28
Nichtigkeit
	– von Hauptversammlungsbeschlüssen 
§ 9 Rdz. 140 ff.

	– von Beschlüssen der Gesellschafterver-
sammlung der GmbH § 12 Rdz. 110 f.

Nichtigkeitsklage § 9 Rdz. 144
Nichtrechtsfähiger bürgerlich-rechtlicher 

Verein
	– Abgrenzung von der Gesellschaft § 8 
Rdz. 3 ff.

	– anwendbares Recht § 8 Rdz. 6 ff.
	– Bedeutung § 8 Rdz. 1
	– Erscheinungsform § 8 Rdz. 1 ff.
	– Grundbuchfähigkeit § 8 Rdz. 12 f.
	– Haftung § 8 Rdz. 7 ff.
	– Insolvenz § 8 Rdz. 6
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Offene Handelsgesellschaft
	– actio pro socio § 2 Rdz. 25
	– Auflösung § 2 Rdz. 57 ff.
	– Bedeutung § 2 Rdz. 5
	– Beendigung § 2 Rdz. 68
	– Begriffsbestimmung § 2 Rdz. 1 ff.
	– Beschlussfassung § 2 Rdz. 26 ff.
	– Eintrittsklausel § 2 Rdz. 55
	– Firma § 2 Rdz. 3
	– Geschäftsführung § 2 Rdz. 14 ff.
	– Gesellschafterwechsel § 2 Rdz. 45 ff.
	– Gesellschaftsvertrag § 2 Rdz. 6 ff.
	– Grundbuchfähigkeit § 2 Rdz. 34
	– Haftung § 2 Rdz. 39
	– Insolvenz § 2 Rdz. 58
	– Prinzip der Selbstorganschaft § 2 
Rdz. 17, 21

	– Tod eines Gesellschafters § 2 Rdz. 53 ff.
	– Vermögensordnung § 2 Rdz. 38
	– Vertretung § 2 Rdz. 19 ff.
	– Wettbewerbsverbot § 2 Rdz. 9 ff.

Öffnungsklausel § 12 Rdz. 107
Optionsanleihe § 9 Rdz. 203
Optionsschein § 9 Rdz. 203
Organisationsakte § 7 Rdz. 45

Parteifähigkeit der Vor-GmbH § 12 
Rdz. 40

Partiarische Rechtsgeschäfte § 1 Rdz. 5 f., 
§ 4 Rdz. 2

Partnerschaftsgesellschaft
	– Auflösung § 5 Rdz. 18
	– Bedeutung § 5 Rdz. 4
	– Beendigung § 5 Rdz. 18
	– Begriffsbestimmung § 5 Rdz. 1 ff.
	– Eintragung im Partnerschaftsregister 
§ 5 Rdz. 2, 7

	– Geschäftsführung § 5 Rdz. 8
	– Gesellschafterwechsel § 5 Rdz. 15 ff.
	– Gesellschaftsvertrag § 5 Rdz. 6
	– Haftung § 5 Rdz. 9 ff.
	– Haftungsbeschränkung § 5 Rdz. 10 ff.
	– Vertretung § 5 Rdz. 8

Personalistische Gesellschaft § 12 Rdz. 3
Personengesellschaft Teil 1 Rdz. 1 ff.
Pflichtprüfung § 13 Rdz. 18 f.
Prinzip der Selbstorganschaft § 1 Rdz. 50, 

§ 2 Rdz. 17, § 2 Rdz. 21

Prüfungsverband § 13 Rdz. 18
Publikumsgesellschaft § 4 Rdz. 7 f., § 9 

Rdz. 3

Quotenschaden § 12 Rdz. 80

Rechtsfähigkeit
	– der BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 107
	– des Vereins ohne Rechtspersönlichkeit 
§ 8 Rdz. 14

	– der OHG § 2 Rdz. 38
	– der Partnerschaftsgesellschaft § 5 
Rdz. 8

	– Verlust der Rechtsfähigkeit § 7 
Rdz. 97 ff.

	– der Vor‑AG § 9 Rdz. 40 f.
Rechtsfähiger bürgerlich-rechtlicher 

Verein
	– Auflösung § 7 Rdz. 100
	– Bedeutung § 7 Rdz. 1
	– Beendigung § 7 Rdz. 101
	– Begriffsbestimmung § 7 Rdz. 1
	– Beschlussfeststellungsklage § 7 Rdz. 40
	– Erlangung der Rechtsfähigkeit § 7 
Rdz. 25 ff.

	– Erscheinungsformen § 7 Rdz. 1
	– auf fehlerhafter Satzungsgrundlage § 7 
Rdz. 94

	– Gleichbehandlungsgebot § 7 Rdz. 14
	– Gründung § 7 Rdz. 2 ff.
	– Haftung § 7 Rdz. 63 ff.
	– Informationsrechte § 7 Rdz. 60 f.
	– innerverbandliche Akte § 7 Rdz. 45
	– Massenverein § 7 Rdz. 22
	– Mitgliederversammlung § 7 Rdz. 9, 
43 ff.

	– mitgliedschaftliche Rechtsgeschäfte § 7 
Rdz. 45

	– Organisationsakte § 7 Rdz. 45
	– Satzung § 7 Rdz. 3 ff., 23 f.
	– Treuepflicht § 7 Rdz. 13
	– Vereinsordnung § 7 Rdz. 23 f.
	– Vorstand § 7 Rdz. 8, 33 ff.
	– Vorverein § 7 Rdz. 31
	– dessen Zweck auf einen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieb gerichtet ist § 7 
Rdz. 30 ff.

	– dessen Zweck nicht auf einen wirt-
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schaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet 
ist § 7 Rdz. 25 ff.

Reflexschaden § 1 Rdz. 26, § 12 Rdz. 70
Rückgriff § 1 Rdz. 121, § 2 Rdz. 39

Sacheinlagen
	– AG § 9 Rdz. 27 ff.
	– GmbH § 12 Rdz. 25
	– verdeckte Sacheinlagen – s. dort

Sachgründungsbericht § 12 Rdz. 25
Salvatorische Klausel § 1 Rdz. 35
Satzung
	– AG § 12 Rdz. 10 ff.
	– Auslegung § 7 Rdz. 15, § 9 Rdz. 16
	– Form § 7 Rdz. 12, § 9 Rdz. 15
	– Grundentscheidungen § 7 Rdz. 11, 24
	– Inhalt § 7 Rdz. 3 ff., § 9 Rdz. 9 ff.
	– Inhaltskontrolle § 7 Rdz. 20 ff., § 9 
Rdz. 18 f.

	– nichtkorporative Bestimmungen § 9 
Rdz. 13

	– schuldrechtliche Nebenabreden § 9 
Rdz. 13

	– Verein § 7 Rdz. 3 ff.
Satzungsänderung
	– AG § 9 Rdz. 137 ff., 225
	– fehlerhafte § 9 Rdz. 225
	– GmbH § 12 Rdz. 107 ff.
	– Verein § 7 Rdz. 52 f., 95

Satzungsautonomie § 7 Rdz. 78
Satzungsdurchbrechung § 12 Rdz. 108
Schadensgeneigte Arbeit – s. gefahrge-

neigte Arbeit
„Schütt-aus-hol-zurück“-Verfahren § 12 

Rdz. 31
Selbstorganschaft – s. Prinzip der 

Selbstorganschaft
Sitzheorie 3. Teil Rdz. 1
Sonderprüfung § 9 Rdz. 65
Sonderrechte § 7 Rdz. 14, 54, § 9 

Rdz. 138
Sorgfaltsmaßstab § 1 Rdz. 129
Sozialansprüche § 1 Rdz. 123 ff., § 2 

Rdz. 39
Sozialverpflichtungen § 1 Rdz. 123 ff., § 2 

Rdz. 39
Squeeze out § 9 Rdz. 223
Statusverfahren § 9 Rdz. 82

Stille Gesellschaft
	– Abgrenzung zu partiarischen Rechtsge-
schäften § 4 Rdz. 2

	– atypische Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 7
	– Auflösung § 4 Rdz. 32 ff.
	– Beendigung § 4 Rdz. 32 ff.
	– Begriff § 4 Rdz. 1 ff.
	– Einlage § 4 Rdz. 12, 27
	– Erscheinungsformen § 4 Rdz. 6 ff.
	– Geschäftsführung § 4 Rdz. 20 ff.
	– Gesellschaft auf fehlerhafter Vertrags-
grundlage § 4 Rdz. 30 f.

	– Gesellschafterwechsel § 4 Rdz. 28 f.
	– Gesellschaftsvertrag § 4 Rdz. 9 ff.
	– Gewinnbeteiligung § 4 Rdz. 24
	– Indizienlehre § 4 Rdz. 2
	– Informationsrechte § 4 Rdz. 23
	– mehrgliedrige Stille Gesellschaft § 4 
Rdz. 8

	– Publikumsgesellschaft § 4 Rdz. 7 f.
	– Tod eines Gesellschafters § 4 Rdz. 29
	– Unternehmergesellschafter § 4 
Rdz. 20 ff.

	– Verlustbeteiligung § 4 Rdz. 25
Stimmabgabe
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 72 ff.
	– Gesellschafterversammlung/GmbH 
§ 12 Rdz. 98 ff.

	– Hauptversammlung/AG § 9 Rdz. 126 ff.
	– Mitgliederversammlung/Verein § 7 
Rdz. 44 ff.

	– OHG § 2 Rdz. 28 ff.
	– Vertretung § 1 Rdz. 75 ff., § 7 Rdz. 47 f., 
§ 9 Rdz. 130 ff., § 12 Rdz. 101

Stimmbindungsvertrag § 1 Rdz. 78 ff., § 2 
Rdz. 30, § 7 Rdz. 49, § 9 Rdz. 133 ff., 
§ 12 Rdz. 102

Stimmenkauf § 9 Rdz. 134
Stimmenpool § 1 Rdz. 80
Stimmpflicht § 1 Rdz. 82 ff., § 2 Rdz. 30, 

§ 7 Rdz. 48 ff.
Stimmrecht
	– Höchststimmrechte § 9 Rdz. 127, § 12 
Rdz. 99

	– Mehrstimmrechte § 9 Rdz. 127, § 12 
Rdz. 99, § 13 Rdz. 13

	– Stimmverbote – s. dort
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	– Vorzugsaktien ohne Stimmrecht § 9 
Rdz. 126

Stimmrechtsberater § 9 Rdz. 132
Stimmverbot § 1 Rdz. 74, § 2 Rdz. 30, § 9 

Rdz. 128, § 12 Rdz. 100

Tagesordnung § 7 Rdz. 55
Tendenzunternehmen § 9 Rdz. 71
Testamentsvollstrecker § 1 Rdz. 164, § 2 

Rdz. 54, § 3 Rdz. 66, § 12 Rdz. 189
Tod eines Gesellschafters
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 159 ff.
	– EWIV § 6 Rdz. 9
	– GmbH § 12 Rdz. 189 ff.
	– KG § 3 Rdz. 65 ff.
	– OHG § 2 Rdz. 53 ff.
	– Partnerschaftsgesellschaft § 5 Rdz. 15
	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 29
	– Verein § 7 Rdz. 90

Treuepflicht
	– AG § 9 Rdz. 41 ff., 135, 211 f.
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 19 ff.
	– Genossenschaft § 13 Rdz. 6 ff.
	– GmbH § 12 Rdz. 13 ff., 103
	– Handlungspflicht § 1 Rdz. 21
	– Intensität § 1 Rdz. 20, § 12 Rdz. 14
	– KG § 3 Rdz. 9 ff.
	– OHG § 2 Rdz. 9
	– Partnerschaftsgesellschaft § 5 Rdz. 6
	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 13 f.
	– Unterlassungspflicht § 1 Rdz. 23
	– Verein § 7 Rdz. 13, 72
	– vormitgliedschaftliche Treuepflicht § 7 
Rdz. 72

Treuhänderische Beteiligung § 3 Rdz. 4, 
13, 14, 50 f.

Unerlaubte Handlung
	– Geschäftsführer/GmbH § 12 Rdz. 78, 
176 f.

	– Haftung der BGB-Gesellschaft § 1 
Rdz. 110

	– Haftung/Kommanditgesellschaft § 3 
Rdz. 48

	– Haftung/Verein § 7 Rdz. 64
Unterbeteiligung § 4 Rdz. 4
Unterbilanzhaftung § 12 Rdz. 48
Unterkapitalisierung § 12 Rdz. 159

Unternehmergesellschaft (haftungsbe-
schränkt) § 3 Rdz. 70; § 12 Rdz. 7 f., 
25, 128, 131, Dritter Teil Rdz. 2

Verbandssouveränität § 1 Rdz. 37, 73
Verdeckte Gewinnausschüttung § 9 

Rdz. 172, § 12 Rdz. 133
Verdeckte Sacheinlagen
	– AG § 9 Rdz. 30 ff.
	– GmbH § 12 Rdz. 27 ff.

Verein
	– Fußballverein § 7 Rdz. 75
	– nichtrechtsfähiger bürgerlich-rechtli-
cher Verein – s. dort

	– ohne Rechtspersönlichkeit § 8 Rdz. 1 ff.
	– rechtsfähiger bürgerlich-rechtlicher 
Verein – s. dort

Vereinsausschuss § 7 Rdz. 54
Vereinsautonomie § 7 Rdz. 8, 78
Vereinsregister § 7 Rdz. 2 f.
Vereinsordnung § 7 Rdz. 23 f.
Vereinsstrafen § 7 Rdz. 74 ff.
Vereinszweck § 7 Rdz. 4
Verlustbeteiligung § 4 Rdz. 25
Verlustdeckungshaftung § 12 Rdz. 45
Vermögensrechte § 9 Rdz. 216, § 12 

Rdz. 175
Vermögensvermischung § 7 Rdz. 164 ff., 

§ 9 Rdz. 211, § 12 Rdz. 164 ff.
Vermögensverwalter § 9 Rdz. 111
Verschwiegenheitspflicht
	– Aufsichtsratsmitglieder/AG § 9 
Rdz. 92 f.

Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
§ 15 Rdz. 1 ff.

Vertreterversammlung § 13 Rdz. 14, § 15 
Rdz. 4

Vertretung
	– AG § 9 Rdz. 50, 86 ff.
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 58 ff.
	– EWIV § 6 Rdz. 4
	– Genossenschaft § 13 Rdz. 8
	– GmbH § 12 Rdz. 59
	– GmbH & Co. KG § 3 Rdz. 78
	– KG § 3 Rdz. 15 ff.
	– OHG § 2 Rdz. 19 ff.
	– organschaftliche Vertretungsmacht § 3 
Rdz. 15
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	– Partnerschaftsgesellschaft § 5 Rdz. 8
	– Prinzip der Selbstorganschaft § 1 
Rdz. 50, § 2 Rdz. 17, 21

	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 20 ff.
	– Verein § 7 Rdz. 33 f.
	– Vertretung bei der Stimmabgabe § 1 
Rdz. 75 ff., § 7 Rdz. 47 f., § 9 
Rdz. 129 ff., § 12 Rdz. 101

	– Vor-GmbH § 12 Rdz. 37 f.
Verwaltungsrechte § 9 Rdz. 216, § 12 

Rdz. 175
Vinkulierung § 9 Rdz. 221, § 12 

Rdz. 181 ff.
Vor‑AG § 9 Rdz. 40
Vor-GmbH
	– Firmenrechtsfähigkeit § 12 Rdz. 40
	– Geschäftsführer § 12 Rdz. 41 f.
	– Grundbuchfähigkeit § 12 Rdz. 40
	– Haftung § 12 Rdz. 45
	– Insolvenzfähigkeit § 12 Rdz. 37
	– Parteifähigkeit § 12 Rdz. 40
	– Rechtsfähigkeit § 12 Rdz. 40
	– Scheckfähigkeit § 12 Rdz. 40
	– Unterbilanzhaftung § 12 Rdz. 48
	– Verlustdeckungshaftung § 12 Rdz. 45
	– Vertretung § 12 Rdz. 41 f.
	– Vorbelastungsverbot § 12 Rdz. 43
	– Wechselfähigkeit § 12 Rdz. 40
	– Zweck § 12 Rdz. 39

Vorgründungsgesellschaft § 12 Rdz. 36 f.
Vorratsgründung § 9 Rdz. 10, § 12 

Rdz. 53
Vorstand
	– Abberufung § 9 Rdz. 53, 85, § 13 
Rdz. 10

	– AG § 9 Rdz. 47 ff.

	– Anstellung § 7 Rdz. 35, § 9 Rdz. 55
	– Bestellung § 7 Rdz. 35, § 9 Rdz. 53, 
§ 13 Rdz. 9

	– Entlastung § 7 Rdz. 38, § 9 Rdz. 63
	– Genossenschaft § 13 Rdz. 8 ff.
	– Haftung § 7 Rdz. 36 ff., § 9 Rdz. 57 ff.
	– Verein § 7 Rdz. 2 f., 8, 21, 31, 33 ff.
	– Versicherungsverein auf Gegenseitig-
keit § 15

Vorverein § 7 Rdz. 40
Vorzugsaktie § 9 Rdz. 126

Wandelschuldverschreibungen § 9 
Rdz. 203 f.

Weisungsrecht § 7 Rdz. 41, § 12 Rdz. 56, 
67

Wettbewerbsverbot
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 19
	– GmbH § 12 Rdz. 14
	– KG § 3 Rdz. 10 f.
	– OHG § 2 Rdz. 9 ff.
	– Stille Gesellschaft § 4 Rdz. 15 f.

Widerspruchsrecht § 2 Rdz. 15

Zweck
	– BGB-Gesellschaft § 1 Rdz. 7, 194
	– gemeinsamer Zweck § 1 Rdz. 1, 5
	– Vereinszweck § 7 Rdz. 4, 25 ff., 53 f.
	– Vor-GmbH § 12 Rdz. 39
	– wirtschaftlicher Zweck § 7 Rdz. 1, § 8 
Rdz. 1

	– Zweckänderung § 7 Rdz. 52
	– Zweckerreichung § 1 Rdz. 194
	– Zweckerreichung unmöglich § 1 
Rdz. 194, § 4 Rdz. 34, § 12 Rdz. 209
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